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und Bremerhaven um ein passendes 
Beratungsangebot. Dazu hat sie sich 
Gerhard Finger vom Integrations-
fachdienst Bremen (IFD) herange-
holt, der seit Mai an zwei Tagen in 
der Woche im Unternehmensservice 
Bremen Fragen zu rechtlichen und 
finanziellen Aspekten beantwortet. 
Karlheinz Heidemeyer, Geschäfts-
führer des Geschäftsbereichs Aus- 
und Weiterbildung, freut sich über 
die entstandene Zusammenarbeit. 
„Wir begrüßen sehr, dass es im Un-
ternehmensservice Bremen jetzt 
noch mehr Unterstützungsmög-
lichkeiten gibt und der Integrati-
onsfachdienst Bremen hier Unter-
nehmen berät, die Menschen mit 
Schwerbehinderung beschäftigen 
oder einstellen möchten.“ Auch in 
der Handwerkskammer ist Finger 
aktiv vertreten, um Menschen mit 
Behinderung in Arbeit zu bringen. 
Eine weitere Anlaufstelle, die bei 
Inklusion an der Weser stets Er-
wähnung finden sollte, ist die Werk-

statt Bremen. Der Eigenbetrieb der 
Stadtgemeinde Bremen betreibt den 
Martinshof und weitere kleinere und 
größere Betriebsstätten, in denen 
rund 2.200 Menschen mit den un-
terschiedlichsten Behinderungen 
eine Perspektive finden – ohne dass 
darunter die Qualität der Produkte 
leidet. Seine Arbeit hat Tradition: 
Bereits 1923 wurden die „Werk-
stätten für Erwerbsbeschränkte“ 
gegründet, bevor 1953 der eigent-
liche Hauptbetrieb in Form des 
 Martinshof entstand.

EIN ANSPRECHPARTNER 
INMITTEN DES 

„ZUSTÄNDIGKEITSDSCHUNGELS“

In jedem Bundesland gibt es zudem 
Integrationsfachdienste, die von ei-
nem behörden-unabhängigen Träger 
geführt werden. In Bremen über-
nimmt diese Rolle die IFD Integ-
rationsfachdienst Bremen GmbH, 
die 1998 sich aus einer Zusammen-
führung des Psychosozialen Fach-
dienstes, des Fachdienstes Berufsbe-
gleitung für Gehörgeschädigte und 
des eigentlichen Integrationsfach-
dienstes entwickelte. Stefan Höpp-
ner, Leiter des IFD Bremen, betont 
den Wert dieser neutralen Anlauf-
stelle inmitten eines „Zuständig-
keitsdschungels“ von Ämtern und 
Institutionen. Die Behördengänge 
kreuz und quer, die es noch vor 
20 Jahren gegeben hätte, würden 
nun der Vergangenheit angehören. 

Zudem habe die Gesetzgebung mit-
gezogen und die Arbeit für alle Sei-
ten erleichtert. Maßgeblich dafür
verantwortlich zeichnet sich das
Sozialgesetzbuch IX, in das 2001
das Schwerbehindertengesetz integ-
riert wurde. Somit sind alle rechtli-
chen Aspekte, die für Menschen mit 
Handicap relevant sind, in einem
Gesetzbuch vereint. Seit Ende 2016 
wurde zudem das Bundesteilhabege-
setz auf den Weg gebracht, das über 
die nächsten Jahre Verbesserungen 
bei Vermögen und Einkommen so-
wie der unabhängigen Beratung mit
sich bringen wird. 

SCHWIMMÜBUNGEN 
MIT RING STATT 

TROCKENVERSUCHE AN LAND

Allgemein, so Höppner, habe sich
das Verständnis für das Thema In-
klusion in der Gesellschaft erwei-
tert, und das nicht ohne Grund:
„Der Umgang mit einer vielfältigen 
und älter werdenden Belegschaft
und Erkenntnisse von Prävention
und Gesundheitsmanagement sind
in vielen Betrieben immer selbstver-
ständlicher. Von Methoden gründ-
licher und individualisierter Per-
sonalentwicklung profitieren auch
behinderte Beschäftigte. Der grund-
sätzliche gesellschaftliche Wandel
der Sicht von Behinderung kommt 
in den Betrieben an.“ Wo Inklusi-
on früher noch als reines Wohltä-
tigkeitsprinzip angesehen wurde,

Nach Angabe der Agentur für Ar-
beit waren 2015 in Bremen knapp 
11.000 offiziell angemeldete Be-
schäftigte mit einer schweren Be-
hinderung oder einer entsprechen-
den Gleichstellung registriert. Sie 
besitzen deshalb ein Anrecht auf 
einen Schwerbehindertenausweis 
sowie einen oder mehrere Pflichtar-
beitsplätze – wobei fünf Bremer mit 
Handicap sogar eine Funktion als 
Arbeitgeber wahrnehmen. Das ist 
aber nur die gesetzlich vorgeschrie-
bene Seite – das kleinste Bundes-
land besitzt darüber hinaus gleich 
mehrere Inklusionsanlaufstellen zur 
Beratung und Betreuung. Da wäre 
zum Beispiel der Landesbehinder-
tenbeauftragte der Freien Hanse-
stadt, Dr. Joachim Steinbrück: Er 
kümmert sich um die Miteinbezie-
hung behinderter Menschen in das 
gesellschaftliche Leben und klinkt 
sich persönlich ein, wenn diese 
Rechte beeinträchtigt werden soll-
ten. Seine Erfahrung im Umgang 
mit Handicaps spricht für sich, denn 
mit 15 Jahren erblindete er selbst. 
Das konnte ihn in seinen Ambitio-
nen aber nicht stoppen: Er studier-
te Rechtswissenschaften in Bremen 
und war danach unter anderem 
Lehrbeauftragter der Universität, 
Richter am Arbeitsgericht und Ver-

treter diverser bremischer Behinder-
tenverbände. Auch die Agentur für 
Arbeit, das Integrationsamt Bremen 
und die Rentenversicherung bieten 
von offizieller Seite aus Beratungen 
zu Inklusionsangeboten an.

TATKRÄFTIGE UNTERSTÜTZUNG

Aus der Unternehmerperspektive 
heraus bemüht sich die Handels-
kammer Bremen – IHK für Bremen 

BREMER MIT HANDICAP IN ARBEIT BRINGEN

Integrationsfachdienst-Leiter Stefan 
Höppner beobachtet eine zunehmende 
Öffnung für das Thema Inklusion.

Kennt Handicaps aus erster Hand: 
Landesbehindertenbeauftragter 
Dr. Joachim Steinbrück

Ob mit einem Landesbeauftragten, der Beratung vom 

Integrationsfachdienst oder einer neu geschaffenen 

Kooperation mit Niedersachsen: Bremen tut einiges für 

Menschen mit Behinderung. Dank neuer Gesetze und 

Gesetzbücher wurden zudem Inklusionsprozesse in ganz 

Deutschland vereinfacht. Und auch wenn weiterhin 

manche Behinderungen als Stigmata wahrgenommen 

werden, hat sich das Verständnis der Bremer Wirtschaft 

für die Thematik weiter geöffnet.

Hilfswerkzeug für Inklusion statt trockene Rechtslektüre: das Sozialgesetzbuch IX

EIN SPÜRBARER 
WANDEL

Die Akzeptanz für Arbeitnehmer 
mit Behinderungen wird immer 
mehr zur Selbstverständlichkeit.
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dürfe man sich nicht darauf ausru-
hen, denn: „Wir werden uns weiter 
dafür engagieren, dass im Arbeitsle-
ben der Mensch mit seinen Fähigkei-
ten und Eigenheiten im Vordergrund 
steht und nicht seine Behinderung. 
Dafür müssen Menschen sich im
ersten Schritt überhaupt erst mal 
begegnen und gemeinsame Arbeits-
erfahrung sammeln können.“ Der 
Übergang von der Schule, aber auch
von der Arbeitslosigkeit in einen 
festen Job sei dabei der kritische 
Moment, den auch die Betriebe 
und Unternehmen erkennen und 
ihre Unterstützung anbieten. Ent-
sprechend wünscht sich Höppner
auch aus dem politischen Spektrum 
noch mehr Engagement. „Zur Un-
terstützung dieses Prozesses kann in 
Bremen sozialpolitisch aus unserer 
Sicht noch eine Schippe draufge-
legt werden. Es lohnt sich für alle 
Beteiligten!“

ratung der Austausch vielmehr auf 
fachlichem Wissenstransfer basiert. 
Auf der anderen Seite habe man 
sich aber auch die Strukturierung 
der kleineren Verbände aus dem 
Umland abgeguckt, um gemeinsam 
als institutionalisierte Landesar-
beitsgemeinschaft starke Symbole 
an die Landesebene senden zu kön-
nen. „Die neu gegründete Arbeits-
gemeinschaft bietet Rückenwind für 
eine inklusive Arbeitswelt“, ist er 
sich sicher. 

„DA KANN NOCH EINE SCHIPPE 

DRAUFGELEGT WERDEN“

Rundum meint Höppner, dass Bre-
men in Sachen Inklusion „ganz gut“ 
dasteht. Kurze Wege innerhalb des 
kleinsten Bundeslands und erfolg-
reiche Kooperationen sprächen da-
für, dass vieles „in guten Bahnen“ 
verläuft. Dennoch, so sein Appell, 

Expertise zu Fragen rund ums Han-
dicap, wofür dank dem Mitarbeiter 
vor Ort kein großer Aufwand un-
ternommen werden muss – getreu 
dem Bremer Prinzip der kurzen We-
ge. Aber auch innerhalb der Fach-
dienste will man sich untereinander 
noch weiter ergänzen, weshalb Mitte 
Mai die Landesarbeitsgemeinschaft 
„Unterstützte Beschäftigung Bre-
men/Niedersachsen“ ins Leben ge-
rufen wurde. Ziel der Initiative ist 
es, die großen und kleinen Träger 
von Inklusionsleistungen zusam-
menzubringen und von den jewei-
ligen Erfahrungswerten zu lernen. 
Die Ausgangslagen beider Länder 
seien dabei völlig unterschiedlich, 
berichtet Höppner: In Niedersach-
sen herrsche aufgrund der „bun-
ten Trägerschaft“ eine bestimmte 
Konkurrenz untereinander, wäh-
rend in Bremen wiederum unter der 
Handvoll Akteure für Inklusionsbe-
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werde es nun sukzessive von einem 
selbstverständlichen Anspruch auf 
eine Teilhabe im Arbeitsleben abge-
löst. „Trotzdem“, so Höppner weiter, 
„gibt es weiterhin noch Barrieren in 
den Köpfen durch Vorbehalte und 
Vorurteile.“ Zwar sei ihm in Bremen 
kein Fall bekannt, in dem jemals Be-
hinderte im Job offen diskriminiert 
worden sind. Ungeachtet dessen 
setzt er sich mit Eifer dafür ein, dass 
das Image von geschlossenen Son-
dereinrichtungen wo nur möglich 
abgebaut wird und auch Lern- und 
Geistig-Behinderte immer weiter 
ins öffentliche Berufsleben integ-
riert werden. In Deutschland müsse 
man nach Höppners Ansicht noch 
entspannter mit dieser Thematik 
werden und Arbeitnehmer mit Han-
dicap auch in reelle Arbeitsumge-

bungen einführen – natürlich mit 
helfender Hand an ihrer Seite. Diese 
Form der „Unterstützten Beschäfti-
gung“ habe sichtbare Vorteile. „Hier 
findet die Qualifizierung direkt im 
Betrieb statt und bietet beiden Sei-
ten die Möglichkeit, sich über län-
gere Zeiträume kennenzulernen und 
Vorbehalte abzubauen.“ So seien 
Tätigkeiten in der Produktion oder 
in vorbereitenden und begleiten-
den Service-Feldern ideal – dort, wo 
nicht ein unmittelbarer Kundenkon-
takt verlangt wird und man die Auf-
gaben an den jeweiligen anpassen 
kann. Im aktiven Umgang stelle sich 
so schnell heraus, dass der Mensch 
mit seinen Fähigkeiten im Vorder-
grund steht und die Behinderung 
im Hintergrund. Im Übrigen, klärt 
Höppner auf, hätten gerade einmal 
zwei Prozent aller Menschen mit Be-
hinderungen diese seit ihrer Geburt. 
Die meisten Behinderungen seien in 
Wahrheit körperlicher Natur und 
würden vor allem im Alter jenseits 
von 50 Jahren auftreten. Hierbei 
müsse also auf die Barrierefreiheit 
in Betriebsgebäuden geachtet wer-
den, die aber auch im Baurecht ver-
bindlich vorgeschrieben ist.

GEMEINSAME IMPULSE SENDEN

Der IFD-Leiter weiß um die Vor-
teile, die Kooperationen mit Ins-
titutionen wie der Handels- und 
Handwerkskammer mit sich brin-
gen. „Durch den direkten Kontakt 
mit den dortigen Beratungskollegen 
lassen sich Netzwerke spinnen und 
weiter ausdehnen. Uns bietet es die 
Möglichkeit, unsere betriebsori-
entierte Beratung zur Inklusion in 
der Arbeitswelt über einen weiteren 
Kanal zu vermitteln.“ Den Kam-
mern wiederum nütze die fachliche 

Gerhard Finger berät ab sofort in der 

Handelskammer und im Unterneh-

mensservice Bremen.

Unterschiedliche Inklusionsstellen vereinen sich in der neu gegründeten Landesarbeitsgemeinschaft für Niedersachsen und Bremen.

R 

“ WannaCry”
 oder  echte
 Sicherheit?

Sichern Sie Ihre Daten regelmäßig an einem 

externen Ort! Wir bieten den Speicherplatz in 

einem modernen Rechenzentrum in Bremen. 

Fragen Sie nach HdD Remote BackUp!

comkopie X    |   Wiener Str. 7    |   28359 Bremen   |   T  0421 610 737-29   |   haus-der-dokumente.de


